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wechselnder Mächtigkeit überlagert sind. Es besteht ein Restrisiko für Setzungen oder die Ent-

stehung weiterer Dolinen und Erdfälle, vor Allem durch das Nachsacken von Deckschichten in 

unterlagernde Hohlräume. Die Eintretenswahrscheinlichkeit hierfür ist allgemein gering, sie ist 

grundsätzlich kein Hinderungsgrund für die geplante Bebauung. Sollten jedoch Geländeabsen-

kungen bemerkt oder bei den Bauarbeiten Hohlräume angetroffen werden, so sind diese durch 

einen einschlägig erfahrenen Ingenieurgeologen zu begutachten. 

Bei weiteren Fragen zu Geogefahren wenden Sie sich bitte an Frau Susanne Bonitz (Tel. 

09281/1800-4723, Referat 102). 

 

Zu den örtlich und regional zu vertretenden Belangen des Naturschutzes, der Landschafts-

pflege und des technischen Umweltschutzes verweisen wir auf die Stellungnahmen des Land-

ratsamtes Amberg-Sulzbach (Untere Naturschutzbehörde und Untere Immissionsschutzbe-

hörde).  

 

Die Belange der Wasserwirtschaft und des vorsorgenden Bodenschutzes werden vom Wasser-

wirtschaftsamt Weiden wahrgenommen. Diese Stellen beraten wir bei besonderem fachspezifi-

schem Klärungsbedarf im Einzelfall. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gez. 

Jürgen Gruber 
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Die Wasserversorgung ist über die bestehenden Versorgungsanlagen sicherzustellen.  

 

3. GRUNDWASSER 

Der Flurabstand zum Karstgrundwasser beträgt je nach Hanglage rund 15 bis 25 m. Die An-

gaben im Textentwurf zum Grundwasser sind plausibel. Ob in der Deckschichtenauflage aus 

heterogenen Sedimenten der Oberkreide hangende Grundwasservorkommen oberhalb des 

Karstgrundwassers vorhanden sind, ist uns nicht bekannt. 

 

4. ABWASSERENTSORGUNG 

Mit der aufgezeigten Beseitigung von Schmutz- und Niederschlagswasser besteht Einver-

ständnis. 

 

5. LAGE ZU GEWÄSSERN 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Feldgäßchen“ befindet sich am nördlichen Orts-

rand von Kempfenhof und schließt an die bestehende Wohnsiedlung an. Die Planungsfläche 

liegt an einem von Südwesten nach Nordosten verlaufendem Hang mit einem Gefälle von 

ca. 6,5 %.  

 

Oberflächengewässer werden nicht tangiert.  

 

Wild abfließendes Oberflächenwasser aufgrund der zunehmenden Starkregenereignisse und 

die daraus resultierenden Gefahren können grundsätzlich überall auftreten. Es ist dabei un-

erheblich, ob Bebauung in der Nähe eines Gewässers liegt. 

Aufgrund der topografischen Verhältnisse empfehlen wir die Gebäude bzw. deren Öffnungen 

(Türen, Fenster, Kellerlichtschächte, etc.) so zu positionieren, dass wild abfließendes Was-

ser unschädlich abfließen kann.  

Gleichwohl darf die Ableitung dieses Oberflächenwassers gem. § 37 WHG nicht zum Nach-

teil Dritter erfolgen. Eine Ableitung ist konsequent bis zum nächsten Vorfluter zu führen.  

 

Bodenentwässerungseinrichtungen sind uns im Geltungsbereich des BP nicht bekannt. Ge-

gebenenfalls vorhandene Drainageleitungen aufgrund der landwirtschaftlichen Vornutzung 

der Grundstücke sind bei der Bauausführung zu beachten und soweit erforderlich umzulegen 

bzw. wiederherzustellen. 
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6. ALTLASTEN 

Im Vorhabenbereich liegen uns keine Erkenntnisse auf das Vorliegen von Altlasten-

/Verdachtsflächen vor. Ob derzeit ggf. geplant ist, bei der Fortschreibung des Katasters Flä-

chen aufzunehmen, die im Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegen, ist beim zuständi-

gen Landratsamt zu erfragen. 

 

Grundsätzlich ist anzumerken, dass auch auf Grundstücken, die nicht im Altlastenkataster 

erfasst sind, Altlasten vorhanden sein können. Sollten deshalb bei Aushubarbeiten orga-

noleptische Auffälligkeiten des Bodens festgestellt werden, die auf eine schädliche Boden-

veränderung oder Altlast hindeuten, ist unverzüglich das Landratsamt zu benachrichtigen 

(Mitteilungspflicht gem. Art. 1 BayBodSchG). Der Aushub ist z.B. in dichten Containern mit 

Abdeckung zwischenzulagern bzw. die Aushubmaßnahme ist zu unterbrechen, bis der Ent-

sorgungsweg des Materials geklärt ist. 

 

Gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen durch Verrichtungen auf den be-

troffenen Flächen sind Vorsorgemaßnahmen zu treffen. 

 

7. BODENSCHUTZ – SCHUTZ DES OBERBODENS 

Oberboden, der bei allen baulichen Maßnahmen oder sonstigen Veränderungen der Ober-

fläche anfällt, ist in nutzbarem Zustand zu erhalten, vor Vernichtung oder Vergeudung zu 

schützen und fachgerecht in maximal 2,00 m hohen Mieten zwischen zu lagern. Auch sons-

tige Beeinträchtigungen des Bodens, wie Bodenverdichtungen oder Bodenverunreinigungen, 

sind zu vermeiden. 

 

Eine Verbringung und Verwertung von Mutterboden außerhalb des Erschließungsgebietes ist 

nur in Abstimmung mit der planenden Kommune zulässig. 

 

Bodenaushub ist auf den Grundstücken flächig zu verteilen. 

 

Der gewachsene Bodenaufbau ist überall dort zu erhalten, wo keine baulichen Anlagen er-

richtet und auch sonst keine nutzungsbedingte Überprägung der Oberfläche geplant bzw. 

erforderlich ist. Im Baugebiet gilt dies insbesondere für die nicht überbaubaren Grundstücks-

flächen der privaten Parzellen. 

 

Des Weiteren ist die Bodenversiegelung auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken 

(§ 1a Abs. 2 BauGB). 
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8. ZUSAMMENFASSUNG 

Der Bebauungsplan kann unter Beachtung o. g. Auflagen befürwortet werden.  

 

 

Mit freundlichen Grüßen, 

gez. 

 

F i s c h e r 

Abteilungsleiter 

 












